
Textliche Festsetzungen gem. BauGB (2004) und BauNVO (1990) 
 
1. In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind folgende Nutzungen  

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes gem. § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 
- Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 
- Gartenbaubetriebe gem. § 4 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO und 
- Tankstellen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (gem. § 1 Abs. 6 BauNVO). 
 
In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind folgende Nutzungen  
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
  Zwecke gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO 
nur ausnahmsweise zulässig (gem. § 1 Abs. 5 BauNVO). 

 
2. In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB je 

Einzelhaus höchstens zwei Wohnungen zulässig; je Doppelhaushälfte oder 
Erschließungseinheit innerhalb einer Hausgruppe ist nur eine Wohnung zuläs-
sig. 

 
3. Die Mindestgröße der Baugrundstücke wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB auf 

600 m² festgesetzt. 
 
4. In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) darf die zulässige Grundflächenzahl 

durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen 
maximal um bis zu 20 % überschritten werden. 

 
5. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und 

angrenzender öffentlicher Verkehrsfläche sowie zwischen der Baugrenze und 
angrenzender Waldfläche sind Garagen und überdachte Stellplätze gem. § 12 
BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gem. § 14 Abs. 1 
BauNVO nicht zulässig. 

 
6. Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes (WA) dürfen die Gebäude eine ma-

ximale Traufhöhe (TH) von 4,50 m und eine maximale Firsthöhe (FH) von 
8,50 m nicht überschreiten; ausnahmsweise kann zur Nutzung solarer Strah-
lungsenergie auf der Südost-, Süd- oder Südwestseite von Gebäuden eine 
maximale Traufhöhe von 7,50 m zugelassen werden (gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 
BauNVO). Der untere Bezugspunkt für die Trauf- und Firsthöhen ist die Fahr-
bahnoberkante im Bereich der Fahrbahnmitte der nächstgelegenen Erschlies-
sungsstraße; der obere Bezugspunkt für die Traufhöhe ist die Schnittkante 
zwischen den Außenflächen der Gebäudeaußenwand und den Außenflächen 
der oberen Dachhaut der Hauptdachflächen (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 
7. Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens darf nicht höher als 40 cm

liegen, gemessen über der Fahrbahnoberkante im Bereich der Fahrbahnmitte 
der nächsten öffentlichen Erschließungsstraße (gem. § 9 Abs. 3 BauGB). 

 
8. Auf jedem Baugrundstück ist gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB mindestens ein 

standortgerechter Laubbaum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Als 
standortgerechte, einheimische Laubbäume sind folgende Arten zulässig: 

 
Stieleiche (Quercus robur) Rosskastanie (Aesculus hippocastanum) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) Eberesche (Sorbus aucuparia) 
Winterlinde (Tilia cordata) Hainbuche (Carpinus betulus) 
Mehlbeere (Sorbus aria) 
 

Mindestqualität der Bäume:  
Hochstämme mit Ballen, Stammumfang 14 – 16 cm 
Die Pflanzung erfolgt in der auf die Baufertigstellung unmittelbar folgenden 
Pflanzperiode.  

 
9. Jegliche Versiegelung ist auf Baugrundstücken im Abstandsbereich von 2 m 

an die Waldfläche unzulässig; weiterhin ist die Versiegelung, Aufschüttung 
oder Abgrabung in einem Abstand von weniger als 9 m von festgesetzten Ein-
zelbäumen (Stammmittelpunkt) unzulässig (gem. § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB). 

 
10. Die festgesetzten zu erhaltenden Bäume (gem. § 9 Abs.1 Nr. 25 b BauGB) 

sind zu schützen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Für diese Gehölze 
gelten während der Bauphase Schutzmaßnahmen gemäß RAS-LG 4 und 
DIN 18920. Bei Abgang eines Gehölzes ist eine artengleiche Neuanpflanzung 
an etwa gleicher Stelle in der folgenden Qualität vorzunehmen:  

 
Bäume: Hochstämme mit Ballen, Stammumfang 14 – 16 cm  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Örtliche Bauvorschriften gem. § 56 NBauO 

 
1. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist mit dem Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes Nr. 122 „An den Tannen“ identisch. 
 
2. Das auf den Baugrundstücken anfallende Oberflächenwasser ist gem. § 56 

Abs. 1 Nr. 8 NBauO dort zu versickern. 
 

Nachrichtliche Hinweise 
 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche 

Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansamm-
lungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentratio-
nen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und 
müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Vechta unver-
züglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten 
oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 
des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert 
zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen 

zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


